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Urbane (Un-) Gerechtigkeit:
Die soziale Lage in Wien

Peter Stanzl

1.  Einleitung
Trotz  hoher Lebensqualität, eines höheren Bildungsniveaus 
und höherer Durchschnitt seinkommen ist die Ungleichheit 
in Wien stärker ausgeprägt als in anderen Städten bzw. Re-
gionen in Österreich. Wien reiht sich damit in die Liste ver-
gleichbarer Städte wie London oder Berlin ein. Vor allem in 
hochentwickelten Ländern steht die soziale Integration in 
den Städten sehr oft in umgekehrter Relation zur wirtschaft-
lichen Entwicklung (Paradoxon der Städte).1 Diese Städte 
weisen eine höhere Arbeitslosigkeit und Armutsgefährdung 
auf und soziale Probleme (z.B. Wohnungslosigkeit) treten 
verstärkt auf.
Meist ist die Bevölkerungsstruktur dieser Städte heterogener 
und diverser. In Wien ist vor allem der höhere Migrations-
anteil der Bevölkerung hervorzuheben. Viele MigrantInnen 
verfügen nur über geringe berufl iche Qualifi kationen (z.B. 
„GastarbeiterInnengeneration“). Sie geraten durch die verän-
derten Rahmenbedingungen am Arbeitsmarkt zunehmend 
unter Druck und werden von besser gebildeten und zum 
Teil billigeren Arbeitskräften aus den neuen EU-Ländern 
verdrängt. Ebenso sind auch in Österreich geborene gering 
qualifi zierte WienerInnen diesem Verdrängungswett bewerb 
verstärkt ausgesetz t. Die schon zuvor bescheidenen Erwerbs-
einkommen fallen in der Arbeitslosigkeit noch geringer aus, 
sodass die Betroff enen auf zusätz liche soziale Unterstütz un-
gen angewiesen sind. Doch die Migration alleine erklärt das 
Phänomen einer größeren sozialen Ungleichheit in Wien 
nicht. Von den strukturellen Veränderungen am Arbeits-
markt ist Wien zum Teil stärker betroff en als andere Regionen 
in Österreich. So verzeichnete Wien in den letz ten Jahren ei-
nen starken Rückgang von Beschäftigungsmöglichkeiten für 
gering Qualifizierte, die somit zweifach unter Druck geraten 
sind. Das starke Bevölkerungswachstum wiederum führt zu 
einer Verknappung und Verteuerung von Wohnraum. Be-
sonders betroff en sind Personen, die neu auf den Wohnungs-
markt drängen (z.B. junge WienerInnen oder MigrantInnen).

1  Vgl. Die städtischen und regionalen Aspekte von Europa 2020. 
Siebter Zwischenbericht über den wirtschaftlichen, sozialen und 
territorialen Zusammenhalt, Europäische Kommission, 2011.

2.  Ungleichheit in Wien

Armutsentwicklung und 
Einkommensverteilung
Laut Statisti k Austria zählt Wien mit einer rund 25%igen Ar-
mutsgefährdungsquote (2012) in Österreich zu den Bundes-
ländern mit der höchsten Armutsgefährdung und stellt mit 
rund zwei Dritt el der BezieherInnen einer Bedarfsorientier-
ten Mindestsicherung (BMS) den Hauptt eil der BMS-Bezie-
herInnen in Österreich. Die Anzahl der BMS-BezieherInnen 
ist in den letz ten Jahren überproportional stark gestiegen 
(seit 2012 sind die Wachstumsraten allerdings in den meisten 
Bundesländern höher). Zurückzuführen ist dies nicht nur auf 
strukturelle Eff ekte (höhere Mindeststandards in der BMS 
etc.), sondern auch auf den Anstieg von Personen mit gerin-
gen Einkommen. So ist das unterste Einkommenszehntel in 
Wien angestiegen. Zählten 2008 nur 15% der Wiener Bevölke-
rung zum untersten Einkommenszehntel, waren es 2012 be-
reits 19%. Dies entspricht einem relativen Anstieg von 27%. 
Das Auseinanderdriften der Bevölkerung wird auch durch 
einen höheren Anteil am obersten Einkommenszehntel in 
Wien sichtbar (12%). Die Armutslücke (Intensität der Armut) 
in Wien beträgt 26%. Im Vergleich dazu liegt das Medianein-
kommen der armutsgefährdeten Personen in Österreich rund 
20% unter der Armutsgefährdungsschwelle.2

Vermögensverteilung
Nicht nur Einkommen sind in Wien ungleich verteilt, auch 
bei der Vermögensverteilung gibt es Unterschiede. Rund 40% 
der Wiener Bevölkerung weist so gut wie kein Vermögen auf. 
30% der Bevölkerung hält rund 92% des Vermögens. Der 
Gini-Koeffi  zient bei Nett overmögen liegt mit 0,80 über dem 
österreichweiten Koeffi  zienten mit 0,76.3

2  Vgl. EU-SILC, Statistik Austria, 2013
3  Vgl. Wiener Sozialbericht – Wiener Reichtumsbericht 2012, 

Stadt Wien, 2012
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Arbeitslosigkeit
Ähnliche Unterschiede sind auch der Arbeitslosenstatistik zu 
entnehmen. 2013 betrug die Arbeitslosigkeit in Österreich 4%. 
In Wien lag sie mit 8,4% doppelt so hoch. Nur in den ersten 
Krisenjahren (2008 und 2009) verzeichnete Wien im Vergleich 
zu den meisten anderen Bundesländern einen geringen An-
stieg der Arbeitslosigkeit. Seit 2011 steigt die Arbeitslosigkeit 
in Wien wesentlich stärker an als in Gesamtösterreich.

3.  Leistungen der Stadt
Die Stadt Wien gibt pro Jahr rund 2,7 Mrd. Euro für Sozi-
alleistungen aus. Dies entspricht rund einem Viertel der 
Gesamtausgaben der Stadt. Der Anteil der Ausgaben für So-
zialleistungen an den Gesamtausgaben ist seit Jahren kons-
tant geblieben. Allerding ist das Budget (und somit auch das 
Sozialbudget) – vor allem mit Beginn der Wirtschaftskrise – 
laufend gestiegen. Den größten Anteil an den Sozialausgaben 
weisen Pfl ege- und Betreuungsleistungen sowie alle Leistun-
gen für Kinder, Jugendliche und Familien auf.
Die Sozialleistungen des Landes sind vorwiegend dem Typ 
der bedarfsgeprüften Leistungen zuzuordnen. Der Großteil 
der Leistungen wie Pfl ege und Betreuung, Wohnungslosen-
hilfe, BMS oder mit Einschränkungen die Behindertenhil-
fe stellen Sozialhilfeleistungen dar. Flankiert werden diese 
Leistungen sehr oft von Beratungs-, Betreuungs- und Unter-
stütz ungsangeboten (z.B. sozialarbeiterische Beratung). Im 
Unterschied zu den Bundes- oder Sozialversicherungsleis-
tungen (z.B. Arbeitslosenversicherung, Kinderbetreuungs-
geld) sind die Landesleistungen vorwiegend Sachleistungen. 
Die Sozialausgaben der Länder nehmen im Vergleich zu den 
Sozialausgaben des Bundes (inkl. der Ausgaben der Sozial-

versicherung) eine untergeordnete Rolle ein. Zu bemerken 
ist aber, dass die strukturellen Veränderungen am Arbeits-
markt teilweise zu einer Erosion des ersten sozialen Siche-
rungsnetz es und zu einer Verlagerung in das zweite bzw. 
letz te soziale Sicherungsnetz  (z.B. in die Bedarfsorientierte 
Mindestsicherung) geführt haben. Rund 8% der Wiener Be-
völkerung ist mitt lerweile von (meist ergänzenden) Leistun-
gen der BMS abhängig. Die BMS stellt eine Art Grundsiche-
rung dar, die – trotz  zahlreicher Verbesserungen – nur ein 
bescheidenes Leben ermöglicht. Gerade für die BezieherIn-
nen niedriger Einkommen sind daher zusätz liche Angebote 
wie der Wiener Mobilpass oder der kostenlose Kindergarten, 
der soziale Wohnbau in Wien („leistbares Wohnen“) sowie 
der niederschwellige Zugang zu den sozialen Dienstleistun-
gen von entscheidender Bedeutung. Soziale Infrastruktur 
und soziale Leistungen tragen ihren Teil zu einer gerechte-
ren Gesellschaft bei. Ihre Wirkungen dürfen aber nicht über-
schätz t werden, da sie eher kompensierend sind und an den 
Ursachen von sozialer Ungleichheit wenig ändern. Erst in der 
Kombination mit präventiven und integrierenden Maßnah-
men können sie zur Überwindung von Armut und sozialer 
Ausgrenzung beitragen. Die Stadt Wien hat daher ihre Sozi-
alpolitik in den letz ten Jahren stärker nach diesen Prinzipien 
ausgerichtet und zahlreiche Maßnahmen geschaff en. Soziale 
Gerechtigkeit ist jedoch keine exklusive Aufgabe der Sozi-
alpolitik, sondern bedarf umfassenderer politischer Inter-
ventionen in allen Politikfeldern (Beschäftigungspolitik, Bil-
dungspolitik etc.). Letz tendlich kann Sozialpolitik nur dann 
erfolgreich sein, wenn das Ziel einer gerechteren Gesellschaft 
Einzug in alle Politikbereiche hält. Derzeit werden viele ge-
sellschaftliche Probleme an die Sozialpolitik delegiert, die 
weder die entsprechenden Instrumente und Mitt el noch die 
gesellschaftliche Legitimation und Akzeptanz dazu hat, die-
se zu lösen.
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